
 

Schwerpunkte der Plenarsitzung vom 26. April bis
29. April 2021
Brüssel
 
Parlament stimmt über Abkommen zwischen EU und Vereinigtem
Königreich ab 
Die Abgeordneten werden entscheiden, ob sie dem Abkommen zustimmen, das die
Regeln für die künftigen Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten
Königreich festlegt.
 
 
Digitales grünes Zertifikat: Abstimmung über Verhandlungsmandat  
Debatte und Abstimmung über den Vorschlag der Kommission für das digitale grüne
Zertifikat, zur unverzüglichen Aufnahme der Verhandlungen mit den Mitgliedsstaaten.
 
 
Russland: Debatte über aktuelle Entwicklungen mit Josep Borrell 
Alexei Nawalny, der russische Militäraufmarsch an der ukrainischen Grenze und der
jüngste diplomatische Streit zwischen Tschechien und Russland werden mit dem EU-
Außenbeauftragten erörtert.
 
 
EU-Gipfel und EU-Türkei-Treffen: Debatte mit Michel und von der
Leyen 
Die Abgeordneten werden die Ergebnisse des Europäischen Rates vom 25. bis 26.
März und des jüngsten EU-Türkei-Treffens in Ankara mit den Präsidenten Michel und
von der Leyen bewerten. 
 
 
Abstimmung über wegweisendes EU-Forschungsprogramm
„Horizont Europa“  
Das Forschungsprogramm für die Jahre 2021-2027 soll die Gesundheitssysteme der
EU auf künftige Pandemien vorbereiten und die Industrie bei der Dekarbonisierung und
Innovation unterstützen.
 
 
Rechte von Bahnreisenden: Mehr Unterstützung für festsitzende
Fahrgäste 
Abstimmung über neue Regeln, die Bahnreisende bei Verspätungen, Zugausfällen
oder Diskriminierung besser schützen und unterstützen sollen
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Terroristische Online-Inhalte: Entfernung innerhalb einer Stunde  
Am Donnerstag will das Plenum neue Regeln zur Verhinderung der Verbreitung von
terroristischen Inhalten im Internet billigen.
 
 
Pläne für eine grundlegende Änderung der internationalen
Steuerregeln 
Am Mittwoch debattieren die Abgeordneten über die Neuaufstellung veralteter
internationaler Steuerregeln, einschließlich der Einführung eines effektiven
Mindestkörperschaftsteuersatzes
 
 
Abgeordnete wollen Europäischen Verteidigungsfonds
verabschieden 
Der Verteidigungsfonds ist das erste EU-Programm zur Finanzierung gemeinsamer
Forschung und Entwicklung im Verteidigungsbereich, um Kosten zu sparen.
 
 
LIFE-Programm: Investitionen von 5,4 Mrd. Euro in Klima- und
Umweltprojekte  
Das Programm für die Umwelt und Klimapolitik (LIFE) 2021-2027 wird das ehrgeizigste
Klima- und Umweltprogramm der EU werden.
 
 
Abstimmung über europäisches Programm zur digitalen Wende 
Pläne der EU, digitale Technologien wie künstliche Intelligenz, Hochleistungsrechner
und Datenplattformen breiter einzusetzen, stehen am Montag zur Debatte und am
Donnerstag zur Abstimmung.
 
 
Verbesserte EU-Katastrophenprävention, ‑vorsorge und
‑bewältigung 
Abstimmung über das erneuerte Katastrophenschutzverfahren der Union, das auf den
Erfahrungen mit der Corona-Pandemie aufbaut.
 
 
Ein gemeinsames verbindliches Transparenzregister für die EU-
Institutionen 
Die interinstitutionelle Vereinbarung wird eine gemeinsame Kultur der Transparenz für
Parlament, Rat und Kommission stärken.
 
 
Bis zu 1,86 Mrd. Euro zur Förderung von Demokratie und
Grundrechten in der EU 
Abstimmung über die Programme „Rechte und Werte“ und „Justiz“ zur Förderung von
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, justizieller Zusammenarbeit und Grundrechten in der
EU.
 
 
Neues Betrugsbekämpfungsprogramm soll
Schutz des Haushalts der Union verbessern 
Die Abgeordneten wollen wird die Vereinbarung über eine wegweisende Reform des
EU-Systems zur Betrugsbekämpfung  für den Zeitraum 2021-2027 unterstützen.
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Erneuerung des EU-Weltraumprogramms 
Das 14,8-Milliarden-Euro-Programm wird Leitinitiativen wie Galileo, Copernicus und die
Europäische Erweiterung des geostationären Navigationssystems (EGNOS)
verbessern.
 
 
Abgeordnete unterstützen schnelleren und zugänglicheren
Globalisierungsfonds 
Am Mittwoch stimmt das Parlament über den erneuerten Europäischen Fonds für die
Anpassung an die Globalisierung ab, mit dem noch mehr europäische Arbeitnehmer
unterstützt werden sollen.
 
 
Parlament will 4,2 Milliarden Euro schweres Binnenmarktprogramm
verabschieden 
Abstimmung über ein Programm zur Stärkung des EU-Binnenmarktes, das viele
verschiedene Aktivitäten unterstützt, von der Verbesserung der Lebensmittelsicherheit
bis zur Unterstützung von KMU
 
 
EU-Haushalt: Vorerst wohl keine Entlastung für Frontex-Budget 2019 
Die Abgeordneten werden darüber debattieren und entschieden, ob den insgesamt 52
EU-Institutionen und Agenturen für die Ausführung des EU-Haushaltsplans 2019
Entlastung erteilt werden kann.
 
 
Weitere Tagesordnungspunkte  
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
 

 
http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2021-04-26

 
 
Schwerpunkte der Plenartagung vom 26.-29. April 2021
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Weitere Informationen
Tagesordnung
Live-Übertragungen der Plenartagung auf EP Live
Pressekonferenzen und weitere Veranstaltungen auf EP Live
EP Multimedia Centre
EP Newshub
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http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2021-04-26
http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/agendas.html
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/plenary
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/schedule
https://multimedia.europarl.europa.eu/en/home
http://www.epnewshub.eu


Kontakt 
 
 
Armin WISDORFF
Pressereferent

(+32) 2 28 40924 (BXL)
(+33) 3 881 73780 (STR)
(+32) 498 98 13 45
armin.wisdorff@europarl.europa.eu
presse-DE@europarl.europa.eu

Andreas KLEINER
Press Officer / Editorial Coordinator

(+32) 2 28 32266 (BXL)
(+33) 3 881 72336 (STR)
(+32) 498 98 33 22
andreas.kleiner@europarl.europa.eu
presse-DE@europarl.europa.eu

Judit HERCEGFALVI
Pressereferentin in Deutschland

(+49) 30 2280 1080
(+49) 17 7323 5202
judit.hercegfalvi@europarl.europa.eu
presse-berlin@ep.europa.eu

Huberta HEINZEL
Pressereferentin in Österreich

(+43) 1 516 17201
(+33) 3 881 74646 (STR)
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huberta.heinzel@europarl.europa.eu
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Parlament stimmt über Abkommen zwischen EU
und Vereinigtem Königreich ab
 
Die Abgeordneten werden entscheiden, ob sie dem
Abkommen zustimmen, das die Regeln für die künftigen
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten
Königreich festlegt.
 
Sie werden auch über eine Entschließung zur Bewertung des Abkommens debattieren und
abstimmen,  in  der  sie  auf  dessen  vollständige  Umsetzung  zusammen  mit  dem
Austrittsabkommen bestehen und die Rolle des Parlaments bei der Kontrolle der praktischen
Anwendung der Abkommen betonen. Das Ergebnis der Abstimmungen wird am Mittwoch um
9:00 Uhr bekannt gegeben.
 
Am 24. Dezember 2020 einigten sich die Unterhändler der EU und des Vereinigten Königreichs
auf  das  Handels-  und  Kooperationsabkommen,  das  die  Bedingungen  für  die  künftige
Zusammenarbeit zwischen EU und Vereinigtem Königreich in den Bereichen Freihandel ohne
Kontingente und Zölle, Fischerei, Energie, innere Sicherheit und faire Wettbewerbsstandards
festlegt. Um Störungen zu vermeiden, wird das Abkommen seit dem 1. Januar 2021 vorläufig
angewendet und tritt am 30. April 2021 außer Kraft. Damit das Abkommen dauerhaft in Kraft
treten kann, ist die Zustimmung des Parlaments erforderlich.
 
Der  Textentwurf,  der  von  den  Fraktionen  in  der  Konferenz  der  Präsidenten  und  der
Koordinierungsgruppe für das Vereinigte Königreich ausgearbeitet  wurde, bezeichnet den
Austritt  des Vereinigten Königreichs aus der EU als „historischen Fehler".  Er begrüßt das
Handels- und Kooperationsabkommen, verurteilt aber die jüngsten einseitigen Maßnahmen des
Vereinigten Königreichs, die gegen das Austrittsabkommen verstoßen, und fordert, dass die
vereinbarten Bedingungen des Abkommens vollständig umgesetzt werden.
 
Nächste Schritte
 
Mit der Zustimmung des Parlaments wird das Abkommen in Kraft treten, sobald auch der Rat es
angenommen hat.
 
Debatte und Abstimmung: Dienstag, 27. April
 
Abstimmungsergebnis: Mittwoch, 28. April, 9:00 Uhr
 
Verfahren: Zustimmungsverfahren
 
Pressekonferenz: Dienstag, 27. April um 14:30 Uhr, mit den Berichterstattern Andreas Schieder
(S&D, AT), Christophe Hansen (EVP, LU), und den Ausschussvorsitzenden David McAllister
(EVP, DE) und Bernd Lange (S&D, DE) (noch nicht bestätigt)
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https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-trade-and-cooperation-agreement_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201228IPR94701/european-parliament-to-scrutinise-deal-on-future-eu-uk-relations
https://www.europarl.europa.eu/about-parliament/de/organisation-and-rules/organisation/political-bodies
https://www.europarl.europa.eu/ukcg/en/home
https://ec.europa.eu/info/relations-united-kingdom/eu-uk-withdrawal-agreement_de


Weitere Informationen
Entwurf einer Empfehlung zur Zustimmung: Wird unter folgendem Link verfügbar sein
Entwurf einer Entschließung: Wird unter folgenden Link verfügbar sein
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (15.04.2021)
Berichterstatter des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten: Andreas Schieder (S&D,
AT)
Berichterstatter des Ausschusses für internationalen Handel: Christophe Hansen (EVP, LU)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten - Zustimmung
Kostenlose Fotos, Video- und Audiomaterialien
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http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/all-reports.html?orderBy=committee
http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/all-motions.html?orderBy=subject
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210415IPR02102/ep-committees-recommend-giving-consent-to-eu-uk-agreement
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/197670/ANDREAS_SCHIEDER/home
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/197670/ANDREAS_SCHIEDER/home
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/193419/CHRISTOPHE_HANSEN/home
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2020/0382(NLE)&l=de
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/eu-uk-relations_17405_pk


Digitales grünes Zertifikat: Abstimmung über
Verhandlungsmandat 
 
Debatte und Abstimmung über den Vorschlag der
Kommission für das digitale grüne Zertifikat, zur
unverzüglichen Aufnahme der Verhandlungen mit den
Mitgliedsstaaten.
 
Sobald das Parlament  seine Position angenommen und damit  sein  Verhandlungsmandat
festgelegt hat, können die Gespräche mit den Mitgliedsstaaten zügig beginnen, mit dem Ziel,
das  Digitale  Grüne  Zertifikat  bis  zum  Sommer  zu  verabschieden.  Der  Rat  hat  sein
Verhandlungsmandat  am  14.  April  2021  angenommen.
 
Es wird erwartet, dass die Abgeordneten in der Debatte vor der Abstimmung betonen werden,
wie wichtig es ist, die Freizügigkeit ohne Diskriminierung durch ein sicheres und interoperables
Zertifikat im digitalen oder Papierformat zu erleichtern, das Informationen über den Impfstatus
einer Person enthält, sowie in Bezug auf Tests und eine eventuelle Genesung von COVID-19.
 
Die Abgeordneten werden voraussichtlich auch erschwingliche und zugängliche COVID-Tests
fordern, um eine mögliche Diskriminierung von Personen, die nicht geimpft sind, zu vermeiden,
und hohe Datenschutzstandards fordern. Der Umgang mit Geimpften, die mit derzeit in der EU
nicht  zugelassenen Impfstoffen geimpft  wurden,  der  fehlende wissenschaftliche Konsens
bezüglich der erworbenen Immunität sowie Klarstellungen seitens der Mitgliedsstaaten über die
Verwendung des EU-Zertifikats auf nationaler Ebene und wie lange die Verordnung gelten soll,
gehören zu den Themen, die erwartungsgemäß angesprochen werden.
 
Die Debatte und Abstimmung über die Verhandlungsposition des Parlaments für Gespräche mit
den Mitgliedstaaten findet am Mittwoch statt, die Ergebnisse werden am Donnerstagmorgen
bekannt gegeben. Die Abgeordneten werden in der gleichen Debatte auch die Zugänglichkeit
und Erschwinglichkeit von Covid-Tests bewerten. Über eine Entschließung zu diesem Thema
wird am Donnerstag abgestimmt.
 
Aussprache: Mittwoch, 28. April
 
Abstimmung: Mittwoch, 28. April, Ergebnis Donnerstag, 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung, und Nichtlegislative Entschließung 
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https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/04/14/covid-19-council-agrees-its-negotiating-mandate-on-the-digital-green-certificate/


Weitere Informationen
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (EU-Bürger)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten (Drittstaatsangehörige)
Europäischer Datenschutzausschuss (EDPB) und der Europäische Datenschutzbeauftragte
(EDSB): Gemeinsame Stellungnahme zu den Vorschlägen für ein digitales grünes Zertifikat
(6.4.2021, auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: „Digital green certificate“ (auf Englisch)
COVID-19/Digitales Zertifikat: Auszüge aus der Aussprache im Ausschuss für bürgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres (13.04.2021)
Kostenlose Fotos, Videos und Audiomaterial
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https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2021/0068(COD)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2021/0071(COD)&l=en
https://edps.europa.eu/system/files/2021-04/21-03-31_edpb_edps_joint_opinion_digital_green_certificate_en_0.pdf
https://edps.europa.eu/system/files/2021-04/21-03-31_edpb_edps_joint_opinion_digital_green_certificate_en_0.pdf
https://edps.europa.eu/system/files/2021-04/21-03-31_edpb_edps_joint_opinion_digital_green_certificate_en_0.pdf
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690531
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/covid-19-digital-certificate-extracts-exchange-of-views-libe_I204132-V_v
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/covid-19-digital-certificate-extracts-exchange-of-views-libe_I204132-V_v
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/home


Russland: Debatte über aktuelle Entwicklungen
mit Josep Borrell
 
Alexei Nawalny, der russische Militäraufmarsch an der
ukrainischen Grenze und der jüngste diplomatische Streit
zwischen Tschechien und Russland werden mit dem EU-
Außenbeauftragten erörtert.
 
Nawalny,  der  Anfang  des  Jahres  inhaftiert  wurde,  wurde  vor  kurzem  ins  Krankenhaus
eingeliefert. Er begann vor Wochen einen Hungerstreik, nachdem die russischen Behörden ihm
den  Zugang  zu  medizinischem Personal  seiner  Wahl  verweigerten,  um gesundheitliche
Beschwerden  zu  untersuchen,  unter  denen  er  im  Gefängnis  litt.
 
Die  Abgeordneten  werden  auch  über  den  jüngsten  russischen  Militäraufmarsch  an  der
ukrainischen  Grenze  und  den  jüngsten  diplomatischen  Streit  zwischen  Tschechien  und
Russland  debattieren.  Der  Streit  zwischen  Tschechien  und  Russland  begann,  nachdem
tschechische Behörden russische Geheimdienstler beschuldigten, an einer Explosion in einem
Munitionslager in Tschechien im Jahr 2014 beteiligt gewesen zu sein, bei der zwei Menschen
getötet  wurden.  Nach  dem  Streit  wurden  mehrere  Diplomaten  aus  beiden  Ländern
ausgewiesen.
 
Die  Plenardebatte  wird  mit  einer  Resolution  abgeschlossen,  die  am  Donnerstag  zur
Abstimmung  gestellt  wird.
 
Aussprache: Mittwoch, 28. April
 
Abstimmung und Ergebnis: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Erklärung des EU-Außenbeauftragten
 
Weitere Informationen
EP Multimedia-Center: kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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https://multimedia.europarl.europa.eu/de/


EU-Gipfel und EU-Türkei-Treffen: Debatte mit
Michel und von der Leyen
 
Die Abgeordneten werden die Ergebnisse des
Europäischen Rates vom 25. bis 26. März und des jüngsten
EU-Türkei-Treffens in Ankara mit den Präsidenten Michel
und von der Leyen bewerten. 
 
Die gemeinsame Plenardebatte findet am Montagnachmittag statt.
 
Bei  ihrem Gipfeltreffen  erörterten  die  Staats-  und Regierungschefs  der  EU die  neuesten
Entwicklungen der Corona-Pandemie und die Impfstrategie der EU. Auch der Binnenmarkt
sowie die Industrie-, Digital- und Wirtschaftspolitik der EU standen auf der Tagesordnung. Im
Bereich der Außenpolitik zogen sie eine Bilanz der Spannungen im östlichen Mittelmeer und mit
Russland.
 
Die Abgeordneten nehmen auch Stellung zu der Reise der Präsidenten Charles Michel und
Ursula von der Leyen nach Ankara am 6. April. Sie diskutierten mit Präsident Recep Tayyip
Erdoğan darüber, wie die Türkei sich wieder in die Europäische Union einbringen und den
Beziehungen neuen Schwung verleihen kann. Beide Seiten bekundeten ihr Interesse, die
wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  stärken  und  bei  Themen  wie  dem  Kampf  gegen  den
Klimawandel,  der  Impfung  gegen  COVID-19  sowie  bei  Flüchtlingen  und  Migration
zusammenzuarbeiten. Die Präsidenten Michel und von der Leyen betonten auch, dass die
Achtung der Grundrechte und der Rechtsstaatlichkeit in der Türkei für die Europäische Union
von entscheidender Bedeutung ist.
 
Aussprache: Montag, 26. April
 
Verfahren: Erklärungen des Rates und der Kommission, ohne Entschließung
 
Weitere Informationen
Erklärung der Mitglieder des Europäischen Rates (25.03.2021)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
EP Multimedia: EU - Türkei
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https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2021/03/25/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/03/25/statement-of-the-members-of-the-european-council-25-march-2021/
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/european-council-25-26-march-2021_18202_pk
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/eu-turkey_18106_pk


Abstimmung über wegweisendes EU-
Forschungsprogramm „Horizont Europa“ 
 
Das Forschungsprogramm für die Jahre 2021-2027 soll die
Gesundheitssysteme der EU auf künftige Pandemien
vorbereiten und die Industrie bei der Dekarbonisierung und
Innovation unterstützen.
 
Horizont Europa, das am Montag zur Debatte und am Dienstag zur Abstimmung steht,  ist
insgesamt mit 95,5 Milliarden Euro ausgestattet, einschließlich 5,4 Milliarden Euro aus dem
Aufbauplan „NextGenerationEU“ und zusätzlichen 4 Milliarden Euro aus dem mehrjährigen
Finanzrahmen (MFR) der EU. Das Forschungsprogramm sichert die kurz- und langfristige
Finanzierung  von  Forschung  und  Innovation  im  Zusammenhang  mit  weltweiten
Herausforderungen wie  dem Kampf  gegen den Klimawandel,  der  Digitalisierung und der
Corona-Pandemie. Horizont Europa umfasst das bisher höchste Budget für Forschung zur
Umsetzung der  digitalen Wende,  sowie  Unterstützung für  innovative  KMUs,  europäische
Forschungsinfrastrukturen, und eine zusätzliche Milliarde Euro für über den Europäischen
Forschungsrat vermittelte Grundlagenforschung.
 
Das Europäische Technologieinstitut 
 
Am Dienstag werden die Abgeordneten auch über die neuen Prioritäten für das Europäische
Technologieinstitut (EIT) abstimmen, das die europäische Grundlagenforschung besser in
erfolgreiche praktische Anwendungen umsetzen soll.
 
Zu diesen Schwerpunkten gehören der europäische „Green Deal“, der Aufbauplan für die Zeit
nach der Pandemie, Strategien für KMU, die strategische Autonomie der Union und die Zielen
der Vereinten Nationen für eine nachhaltige Entwicklung.
 
Aussprache: Montag, 26. April
 
Abstimmung und Ergebnis: Dienstag, 27. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
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Weitere Informationen
Entwurf eines Berichts über das Rahmenprogramm für Forschung und Innovation „Horizont
Europa“
Entwurf eines Berichts über die Einrichtung des spezifischen Programms zur Durchführung
des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation „Horizont Europa“
EP-Hintergrundinformationen: „Establishing and implementing Horizon Europe“ (auf Englisch)
Profil des Berichterstatters Dan Nica (S&D, RO)
Profil des Berichterstatters Christian Ehler (EVP, DE)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Datei zum Verfahren
Hintergrundinformationen und Zeitplan des Verfahrens für: Horizont Europa (auf Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-8-2018-0401_DE.html
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Rechte von Bahnreisenden: Mehr Unterstützung
für festsitzende Fahrgäste
 
Abstimmung über neue Regeln, die Bahnreisende bei
Verspätungen, Zugausfällen oder Diskriminierung besser
schützen und unterstützen sollen
 
Das Parlament  wird  am Mittwoch  über  die  Neufassung  der  Regeln  über  die  Rechte  von
Bahnreisenden debattieren und am Donnerstag darüber abstimmen. Grundlage ist  der im
Oktober 2020 zwischen Parlament und Rat vereinbarte Text. Die Regeln sollen sicherstellen,
dass den Fahrgästen unter allen Umständen Weiterreisemöglichkeiten angeboten werden, dass
ihnen bei Verspätungen und Zugausfällen geholfen wird, und dass der Zugang für und die
Betreuung von Personen eingeschränkter  Mobilität  verbessert  wird.  Sie sollen auch dazu
beitragen, mehr Stellplätze für  Fahrräder zu schaffen.
 
Bei einer Verspätung von mehr als 60 Minuten können die Fahrgäste wählen, ob sie die Kosten
für  ihren  Fahrschein  vollständig  erstattet  bekommen,  ihre  Reise  fortsetzen  oder  unter
vergleichbaren Bedingungen, aber ohne zusätzliche Kosten, umgeleitet werden. Außerdem
müssen sie in der gleichen Klasse reisen können wie mit ihrem ursprünglichen Fahrschein.
Falls  erforderlich,  müssen  Mahlzeiten  und  Erfrischungen  zur  Verfügung  gestellt  und
Unterkunftskosten  erstattet  werden.
 
Reisende mit eingeschränkter Mobilität erhalten mehr Flexibilität bei der Reiseplanung, da sie
den Betreiber nur mehr 24 Stunden im Voraus über ihre Reisepläne informieren müssen,
anstatt  48 Stunden nach den derzeit  geltenden Bestimmungen.
 
Debatte: Mittwoch, 28. April
 
Abstimmungen und Ergebnisse: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung 
 
Weitere Informationen
Verordnung über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr
(Neufassung)
Pressemitteilung zur vorläufigen Einigung mit dem Rat (01.10.2020, auf Englisch)
Berichterstatter Bogusław Liberadzki (S&D, PL)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen - „Rail passengers' rights and obligations in the EU“ (April 2021,
auf Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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Terroristische Online-Inhalte: Entfernung
innerhalb einer Stunde 
 
Am Donnerstag will das Plenum neue Regeln zur
Verhinderung der Verbreitung von terroristischen Inhalten
im Internet billigen.
 
Internetplattformen werden eine Stunde Zeit haben, um entsprechend gekennzeichnete Inhalte
zu entfernen oder den Zugang zu ihnen in allen Mitgliedsstaaten zu sperren. Dabei kann es sich
um Texte,  Bilder,  Tonaufnahmen  oder  Videos  handeln,  die  zu  terroristischen  Straftaten
anstiften, dazu auffordern oder beitragen, Anleitungen für solche Straftaten liefern oder zur
Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung auffordern. Im Einklang mit der Definition in der
Richtlinie  zur  Terrorismusbekämpfung  werden  auch  Inhalte  erfasst,  die  Anleitungen  zur
Herstellung  und  Verwendung  von  Sprengstoffen,  Feuerwaffen  und  anderen  Waffen  für
terroristische  Zwecke  enthalten.
 
Inhalte,  die  zu  erzieherischen,  journalistischen,  künstlerischen oder  Forschungszwecken
hochgeladen  werden  oder  der  Sensibilisierung  dienen,  werden  ausgenommen.  Die
Verhandlungsführer des Parlaments und des Rates haben sich auch darauf geeinigt, dass
Unternehmen nicht verpflichtet sind, alle von ihnen hochgeladenen Inhalte zu überwachen, und
dass es keine automatischen Filter geben wird.
 
Die neuen Vorschriften sollen 12 Monate nach ihrem Inkrafttreten gelten.
 
Aussprache: Mittwoch, 28. April
 
Abstimmung: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung
 
Weitere Informationen
Vereinbarter Text des Gesetzes
Presseerklärung zur Abstimmung im Ausschuss (12.01.2021, auf Englisch)
Berichterstatter Patryk Jaki (EKR, PL)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: „Addressing the dissemination of terrorist content online” (auf
Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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Pläne für eine grundlegende Änderung der
internationalen Steuerregeln
 
Am Mittwoch debattieren die Abgeordneten über die
Neuaufstellung veralteter internationaler Steuerregeln,
einschließlich der Einführung eines effektiven
Mindestkörperschaftsteuersatzes
 
Zum Abschluss der Debatte wird über eine Entschließung abgestimmt, die die Prioritäten der
Abgeordneten  in  Bezug  auf  diese  Regeln  festlegt.  Die  Änderungen  kommen  zu  einem
Zeitpunkt, der ein entscheidender Schritt in Richtung einer grundlegenden Reform der globalen
Steuerpolitik sein könnte.
 
Die Abgeordneten haben seit langem darauf hingewiesen, dass internationale Steuerregeln, die
im frühen 20. Jahrhundert entworfen wurden, für das digitale Zeitalter völlig ungeeignet sind und
zu erheblichen Einnahmeverlusten für die nationalen Regierungen führen. Sie haben auch
wiederholt gesagt, dass die EU die Führung übernehmen und einen Alleingang wagen sollte,
wenn die internationalen Verhandlungen zu keinem zufriedenstellenden Ergebnis führen.
 
Debatte: Mittwoch, 28. April
 
Abstimmung: Mittwoch, 28. April, Ergebnis Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Nichtlegislative Entschließung 
 
Weitere Informationen
Entwurf einer Entschließung über die Besteuerung der digitalen Wirtschaft: OECD-
Verhandlungen, Steuersitz digitaler Unternehmen und eine mögliche europäische Digitalsteuer
Presseerklärung zur Abstimmung im Ausschuss (23.03.2021, auf Englisch)
Berichterstatter Andreas Schwab (EVP, DE)
Berichterstatter Martin Hlaváček (Renew, CZ)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: “Taxation of the digital economy - Latest developments” (auf
Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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Abgeordnete wollen Europäischen
Verteidigungsfonds verabschieden
 
Der Verteidigungsfonds ist das erste EU-Programm zur
Finanzierung gemeinsamer Forschung und Entwicklung im
Verteidigungsbereich, um Kosten zu sparen.
 
Mit  dem  7,9  Milliarden  Euro  schweren  Europäische  Verteidigungsfonds  sollen  von  den
Mitgliedsstaaten  gemeinsam  beschlossene  Projekte  finanziert  werden,  die  mit  den  EU-
Prioritäten  im  Bereich  der  Verteidigung  vereinbar  sind.  Die  Zusammenarbeit  der
Mitgliedsstaaten in anderen regionalen und internationalen Organisationen wie der NATO soll
berücksichtigt werden. Das Gesetz zur Einrichtung des Fonds steht am Donnerstag zur Debatte
und zur Abstimmung.
 
Die Mittel des Fonds sollen in Projekte investiert werden, an denen mindestens drei Teilnehmer
aus drei Mitgliedsstaaten beteiligt sind. Ziel ist, gemeinsame Prototypen mitzufinanzieren und
grenzüberschreitende Aktivitäten kleiner und mittlerer Unternehmen zu fördern, indem mehr
Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden können.
 
Der Fonds soll auch zur Stärkung der Interoperabilität der von den europäischen Streitkräften
genutzten Verteidigungssysteme beitragen.
 
Aussprache: Donnerstag, 29. April
 
Abstimmung und Ergebnis: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung
des Europäischen Verteidigungsfonds
Berichterstatter Zdzisław Krasnodębski (EKR, PL)
EP-Hintergrundinformationen: „European Defence Fund 2021–2027“ (auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Hintergrundinformationen zum Europäischen Verteidigungsfonds (auf Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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LIFE-Programm: Investitionen von 5,4 Mrd. Euro
in Klima- und Umweltprojekte 
 
Das Programm für die Umwelt und Klimapolitik (LIFE) 2021-
2027 wird das ehrgeizigste Klima- und Umweltprogramm
der EU werden.
 
Der im Kompromiss über den mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 für LIFE vorgesehene
Gesamthaushalt  beläuft  sich  auf  5,4  Milliarden  Euro  (zu  jeweiligen  Preisen),  wovon  3,5
Milliarden  Euro  für  Umwelt-  und  1,9  Milliarden  Euro  für  Klimaschutz  vorgesehen  sind.
 
Das Programm wird dazu beitragen, Klimaschutzmaßnahmen systematisch einzubeziehen und
das Gesamtziel zu erreichen, mindestens 30% der EU-Mittel für Klimaschutzziele auszugeben.
LIFE wird auch viele Biodiversitätsprojekte unterstützen und dazu beitragen, dass ab 2024 7,5%
und in den Jahren 2026 und 2027 10% des jährlichen EU-Haushalts für Biodiversitätsziele
ausgegeben werden.
 
Die Debatte und Abstimmung findet am Donnerstag statt.
 
Debatte: Donnerstag, 29. April
 
Abstimmung und Ergebnisse: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen: „LIFE programme for 2021-2027“ (auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Pressemitteilung: “LIFE: Deal reached to invest €5.4 billion in climate and environmental
projects" (17.12.2020, auf Englisch)
Hintergrund- und Verfahrensinformationen: "LIFE-Programm 2021-2027" (auf Englisch)
Mehr Informationen über das LIFE-Programm
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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Abstimmung über europäisches Programm zur
digitalen Wende
 
Pläne der EU, digitale Technologien wie künstliche
Intelligenz, Hochleistungsrechner und Datenplattformen
breiter einzusetzen, stehen am Montag zur Debatte und am
Donnerstag zur Abstimmung.
 
Das Programm „Digitales Europa“ mit einem Volumen von 7,5 Milliarden Euro soll den Einsatz
von europäischen Superrechner- und Datenverarbeitungskapazitäten (2,2 Milliarden Euro)
finanzieren und Hochleistungsrechner in den Bereichen Gesundheit, Umwelt und Sicherheit
sowie  in  der  Industrie  und  insbesondere  für  kleine  und  mittlere  Unternehmen  (KMU)
zugänglicher  machen.
 
Es wird Erprobungs- und Versuchseinrichtungen für künstliche Intelligenz in der Gesundheits-
und Mobilitätsbranche unterstützen und die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit in diesem
Bereich  anspornen,  mit  dem  Ziel,  einen  „europäischen  Datenraum“  einzurichten.  Auch
Unternehmen und öffentliche Verwaltungen sollen künstliche Intelligenz stärker nutzen können
(2 Milliarden Euro).
 
1,6  Milliarden Euro  sind  auch für  die  Cybersicherheit  vorgesehen,  um die  Koordinierung
zwischen den Mitgliedstaaten zu stärken, die Fähigkeiten Europas zu verbessern und den
Einsatz von Cybersicherheits-Technologie durch Initiativen wie das EU-Kompetenzzentrum und
Netz für Cybersicherheit zu unterstützen.
 
Debatte: Donnerstag, 29. April
 
Abstimmung und Ergebnis: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren) 
 
Weitere Informationen
Entwurf eines Berichts über den Vorschlag für eine Verordnung zur Aufstellung des
Programms „Digitales Europa“ für den Zeitraum 2021–2027
Berichterstatter Valter Flego (Renew Europe, HR)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: „Digital Europe programme 2021-2027“ (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: „Digital Europe programme: Funding digital transformation
beyond 2020“ (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: „Digital sovereignty for Europe“ (auf Englisch)
Hintergrundinformationen: Digitales Europa (auf Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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Verbesserte EU-Katastrophenprävention,
vorsorge und bewältigung
 
Abstimmung über das erneuerte
Katastrophenschutzverfahren der Union, das auf den
Erfahrungen mit der Corona-Pandemie aufbaut.
 
Das Katastrophenschutzverfahren soll sicherstellen, dass die EU und ihre Mitgliedsstaaten
besser vorbereitet sind, um Katastrophen größeren Ausmaßes zu bewältigen, insbesondere
wenn mehrere Länder gleichzeitig betroffen sind. Um die Krisenhilfe schneller einsetzen zu
können, wird die Kommission unter bestimmten Bedingungen die notwendigen Ressourcen
über „rescEU“ direkt beschaffen können.
 
Das Katastrophenschutzverfahren wird mit 1,263 Milliarden Euro für den Finanzierungszeitraum
2021-2027 ausgestattet, ergänzt durch 2,056 Milliarden Euro aus dem Corona-Aufbauplan.
 
Hintergrundinformationen 
 
Das EU-Katastrophenschutzverfahren (EU Civil Protection Mechanism, UCPM) wurde 2013 als
freiwilliges System eingerichtet, um die Mitgliedsstaaten bei der Bewältigung der immer häufiger
auftretenden Naturkatastrophen zu unterstützen. Seit 2019, als rescEU geschaffen wurde, kann
die EU gemeinsam Ressourcen beschaffen, um von Katastrophen betroffenen Ländern zu
helfen, wenn die nationalen Kapazitäten überfordert sind. Eine neue strategische Reserve an
medizinischen Gütern ihm Rahmen von rescEU, die derzeit von neun EU-Ländern gehalten
wird, ermöglicht es der EU, schneller auf Krisen zu reagieren.
 
Aussprache: Montag, 26. April 
 
Abstimmung und Ergebnis: Dienstag, 27. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen: „Union Civil Protection Mechanism 2021-2027“ (auf Englisch)
Presse-Mitteilung - „Lehren aus der Coronakrise: Stärkung des EU-Katastrophenschutzes“
(8.02.2021)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Berichterstatter Nikos ANDROULAKIS (S&D, Griechenland)
Kostenlose Fotos, Videos und Audiomaterial
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Ein gemeinsames verbindliches
Transparenzregister für die EU-Institutionen
 
Die interinstitutionelle Vereinbarung wird eine gemeinsame
Kultur der Transparenz für Parlament, Rat und Kommission
stärken.
 
Die Ko-Verhandlerinnen des Parlaments, Katarina Barley (S&D, DE) und Danuta Hübner (EVP,
PL),  haben  im  Dezember  letzten  Jahres  eine  politische  Einigung  mit  dem  Rat  und  der
Kommission erzielt.  Die Einführung dieser  neuen Maßnahmen bedeutet  eine wesentliche
Änderung der bestehenden Struktur: Interessenvertreter müssen sich registrieren lassen, um
bestimmte Tätigkeiten ausüben zu können,  gegenüber  allen teilnehmenden Institutionen,
während jede Institution zusätzlich ergänzende Transparenzmaßnahmen einführen wird, um die
Registrierung zu fördern.
 
Der  begleitende Bericht  der  Berichterstatterin  Hübner,  angenommen vom Ausschuss  für
konstitutionelle Fragen, begrüßt, dass der Rat der EU nicht mehr nur eine Beobachterrolle in
Bezug auf das öffentliche Register für Interessenvertreter haben wird, das 2011 zwischen
Parlament und Kommission eingerichtet wurde. Der Text kommentiert auch das Ergebnis der
Verhandlungen, spricht an, wie die Vereinbarung in der Zukunft verbessert werden kann, und
untersucht, wie das Parlament die neuen internen Regeln anwenden kann, die sich aus der
Vereinbarung ergeben - zum Beispiel in Bezug auf indirekte Lobbytätigkeiten, die aufgrund der
Corona-Pandemie häufiger geworden sind.
 
Die Abstimmung findet am Dienstag statt.
 
Abstimmung: Dienstag, 27. April
 
Verfahren: Interinstitutionelle Vereinbarung
 
Weitere Informationen
Entwurf eines Berichts zu dem Abschluss einer Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen
Parlament, Rat und Kommission über ein verbindliches Transparenzregister
Interinstitutionelle Verhandlungen über das Transparenzregister (auf Englisch)
Pressekonferenz von Katarina BARLEY, Danuta HÜBNER, Michael ROTH, und Věra
JOUROVÁ (15.12.2020)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Weitere Informationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
FAQ - Organisatorische Aspekte des Parlaments (akkreditierte Interessenvertreter)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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https://www.europarl.europa.eu/meps/de/197433/KATARINA_BARLEY/home
https://www.europarl.europa.eu/meps/de/96779/DANUTA+MARIA_HUBNER/home
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201211IPR93661/agreement-on-a-mandatory-transparency-register
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210407IPR01522/first-hurdle-cleared-for-the-new-transparency-register
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210407IPR01522/first-hurdle-cleared-for-the-new-transparency-register
https://ec.europa.eu/transparencyregister/public/homePage.do?redir=false&locale=de#de
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2021-0123_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2021-0123_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/tr-negotiations/en/home
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/press-conference-by-katarina-barley-vice-president-of-european-parliament-danuta-hubner-michael-roth_20201215-1545-SPECIAL-PRESSER_vd
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/press-conference-by-katarina-barley-vice-president-of-european-parliament-danuta-hubner-michael-roth_20201215-1545-SPECIAL-PRESSER_vd
https://oeil.secure.ep.parl.union.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2020/2272(ACI)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-union-of-democratic-change/file-inter-institutional-agreement-on-a-mandatory-transparency-register-for-lobbyists
http://www.europarl.europa.eu/news/de/faq/25/akkreditierte-interessenvertreter
https://multimedia.europarl.europa.eu/de/


Bis zu 1,86 Mrd. Euro zur Förderung von
Demokratie und Grundrechten in der EU
 
Abstimmung über die Programme „Rechte und Werte“ und
„Justiz“ zur Förderung von Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, justizieller Zusammenarbeit und
Grundrechten in der EU.
 
Das Programm „Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“, ausgestattet mit 1,55 Milliarden
Euro,  zielt  darauf  ab,  die EU-Grundwerte Demokratie,  Gleichheit,  Rechtsstaatlichkeit  und
Achtung der Menschenrechte (verankert in Artikel 2 des EU-Vertrags) zu schützen, indem es
zivilgesellschaftliche Organisationen in ganz Europa auf lokaler, regionaler, nationaler und
transnationaler Ebene unterstützt.
 
Es soll der Förderung von Gleichstellung, einschließlich der Gleichstellung der Geschlechter,
und  der  Nichtdiskriminierung  dienen,  der  Bürgerbeteiligung  und  der  Teilhabe  am
demokratischen Leben der Union sowie der Bekämpfung von Gewalt, insbesondere gegen
Kinder, Jugendliche, Frauen und andere gefährdete Gruppen.
 
Programm „Justiz“
 
Das  Parlament  wird  auch  über  das  Programm  „Justiz“  in  Höhe  von  305  Millionen  Euro
abstimmen. Das Programm zielt darauf ab, die justizielle Zusammenarbeit zu stärken, eine
gemeinsame Rechtskultur zu fördern, die die Rechtsstaatlichkeit aufrechterhält, und Zugang zu
Rechtsmitteln  zu  erleichtern  (insbesondere  im  Hinblick  auf  die  Rechte  der  Opfer).  Das
Programm zielt  auch  darauf  ab,  Gender  Mainstreaming  und  Nichtdiskriminierung  in  den
Rechtssystemen der  EU-Mitgliedsstaaten  zu  fördern.
 
Debatte: Dienstag, 27. April 
 
Abstimmung und Ergebnis: Mittwoch, 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen: “Citizens, Equality, Rights and Values programme” (auf
Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: „Justice programme 2021-2027“ (auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten - Programm „Rechte und Werte“
Verfahrensdatei - Programm Justiz
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https://eur-lex.europa.eu/eli/treaty/teu_2012/art_2/oj?uri=CELEX:12012M002
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690566
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690566
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690561
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2018/0207(COD)
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2018/0208(OLP)


Neues Betrugsbekämpfungsprogramm soll
Schutz des Haushalts der Union verbessern
 
Die Abgeordneten wollen wird die Vereinbarung über eine
wegweisende Reform des EU-Systems zur
Betrugsbekämpfung  für den Zeitraum 2021-2027
unterstützen.
 
Die Abgeordneten werden über das Betrugsbekämpfungsprogramm der EU debattieren und
abstimmen, das den Kampf gegen Betrug und Korruption zum Nachteil  des Haushalts der
Union verstärken soll.
 
Das neue Programm mit einem Jahresbudget von 29 Millionen Euro bis 2027 fasst die drei
bestehenden Instrumente in einem effizienteren und schlüssigeren System zusammen: Das
Berichterstattungssystem für Unregelmäßigkeiten (Irregularity Management System, IMS) der
EU-Kommission,  die  einzige  existierende  Datenbank  für  Unregelmäßigkeiten,  das
automatisierte  Fingerabdruck-Identifizierungssystem  (AFIS),  für  eine  biometrische
Identifizierung, und das Programm „Hercule“, das jedes Jahr Hunderte von Aktionen, Projekte
und Initiativen der Mitgliedsstaaten finanziert.
 
Das Parlament, der Rat und die Kommission haben sich im Dezember 2020 auf das Projekt
geeinigt.  Es  wird  erwartet,  dass  die  Abgeordneten  der  positiven  Empfehlung  des
Haushaltskontrollausschusses  in  dieser  Frage  folgen  werden.
 
Die Debatte und die Abstimmung finden am Donnerstag statt.
 
Aussprache: Donnerstag, 29. April
 
Abstimmung und Ergebnis: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen: „EU Anti-fraud programme 2021-2027“ (auf Englisch)
Hintergrundinformationen zu Inhalt und Verfahren (auf Englisch)
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http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690560
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-eu-anti-fraud-programme


Erneuerung des EU-Weltraumprogramms
 
Das 14,8-Milliarden-Euro-Programm wird Leitinitiativen wie
Galileo, Copernicus und die Europäische Erweiterung des
geostationären Navigationssystems (EGNOS) verbessern.
 
Das EU- Weltraumprogramm 2021-2027, das am Dienstag zur Debatte und am Mittwoch zur
Abstimmung steht, soll Projekte finanzieren, die hochwertige Weltraumdaten sowie Dienste mit
wichtigem sozioökonomischen Nutzen und Potenzial  für die Schaffung von Arbeitsplätzen
bereitstellen.
 
Es zielt auch darauf ab, Europas strategische Autonomie, seine Sicherheit und seine Rolle im
Raumfahrtsektor zu stärken.
 
Hintergrund
 
Am 6. Juni 2018 hat die Europäische Kommission das neue Weltraumprogramm vorgestellt. Es
soll  die  Kontinuität  der  Investitionen  in  die  EU-Weltraumaktivitäten  sicherstellen,  den
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt  fördern und die Wettbewerbsfähigkeit  und
Innovationskapazität  der europäischen Raumfahrtindustrie unterstützen.
 
Debatte: Dienstag, 27. April
 
Abstimmung: Mittwoch, 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
Berichterstatter Massimiliano Salini (EVP, IT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Hintergrundinformationen und zum Verfahren (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: EU space programme (auf Englisch)
Kostenloses Foto-, Video- und Audiomaterial
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http://www.europarl.europa.eu/meps/de/125670/MASSIMILIANO_SALINI/home
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2018/0236(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-eu-space-programme
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282018%29628300
https://multimedia.europarl.europa.eu/en/


Abgeordnete unterstützen schnelleren und
zugänglicheren Globalisierungsfonds
 
Am Mittwoch stimmt das Parlament über den erneuerten
Europäischen Fonds für die Anpassung an die
Globalisierung ab, mit dem noch mehr europäische
Arbeitnehmer unterstützt werden sollen.
 
Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) hilft Menschen, die
ihren Arbeitsplatz durch die Globalisierung oder wegen technologischen oder umweltbedingten
Veränderungen  verloren  haben,  bei  der  Umschulung,  und  dabei,  eine  neue,  alternative,
hochwertige  Beschäftigung  zu  finden.
 
Der Text, auf den sich Parlament und Rat im Dezember 2020 geeinigt haben, führt Folgendes
ein: Eine niedrigere Interventionsschwelle (von 250 verlorenen Arbeitsplätzen auf 200), eine
einmalige Investition von 22 000 Euro für die Gründung eines Unternehmens, und besondere
Maßnahmen wie ein Kinderbetreuungsgeld für Eltern, die an einer Schulung teilnehmen oder
einen Arbeitsplatz suchen.
 
Debatte: Dienstag, 27. April
 
Abstimmung und Ergebnisse: Mittwoch, 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung 
 
Weitere Informationen
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Berichterstatterin Vilija BLINKEVIČIŪTĖ (S&D, LT),
EP-Hintergrundinformationen: „European Globalisation Adjustment Fund“
EP-Hintergrundinformationen: „Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung
an die Globalisierung – Technische Unterstützung“
Europäischer Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (Europäische Kommission)
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https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2018/0202(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96681/VILIJA_BLINKEVICIUTE/home
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690559
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282020%29651956
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282020%29651956
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=326&langId=de


Parlament will 4,2 Milliarden Euro schweres
Binnenmarktprogramm verabschieden
 
Abstimmung über ein Programm zur Stärkung des EU-
Binnenmarktes, das viele verschiedene Aktivitäten
unterstützt, von der Verbesserung der
Lebensmittelsicherheit bis zur Unterstützung von KMU
 
Das übergeordnete Ziel des 4,2 Milliarden Euro umfassenden Binnenmarktprogramms für den
Zeitraum 2021-2027 ist es, die Zusammenarbeit innerhalb des Binnenmarktes zu fördern und
dessen  Nachhaltigkeit  zu  verbessern.  Das  Programm  wird  die  Unternehmen  in  der  EU
unterstützen, die Steuerung des Binnenmarkts verbessern (z. B. bessere Marktüberwachung,
um unsichere oder gefälschte Produkte zu entfernen) und den Verbraucherschutz stärken
(einschließlich der Förderung eines nachhaltigen Konsums). Es wird auch dazu beitragen, die
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu gewährleisten (Verbesserung der Kontrollen in den
Bereichen  Veterinärwesen  sowie  Pflanzenschutz  und  Unterstützung  einer  sicheren
Lebensmittelproduktion) und vergleichbare Daten zu sammeln, um zuverlässige europäische
Statistiken zu ermöglichen. Weitere Details finden Sie hier (auf Englisch).
 
Hintergrund
 
Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz wird am Montag, 26. April, in zweiter
Lesung über die Empfehlung abstimmen. Es wird erwartet, dass das Plenum des Parlaments
das Programm am Mittwoch billigt.
 
Aussprache: Dienstag, 27. April 
 
Abstimmung und Ergebnis: Mittwoch, 28. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren)
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Einigung mit dem Rat (08.12.2020, auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: “Single market, competitiveness of enterprises and European
statistics 2021-2027” (auf Englisch)
Berichterstatter Brando Benifei (S&D, IT)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201207IPR93235/breakthrough-to-create-EU4-2-billion-single-market-programme
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201207IPR93235/breakthrough-to-create-EU4-2-billion-single-market-programme
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690553
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690553
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/124867/BRANDO_BENIFEI/home
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2018/0231(COD)&l=en


EU-Haushalt: Vorerst wohl keine Entlastung für
Frontex-Budget 2019 
 
Die Abgeordneten werden darüber debattieren und
entschieden, ob den insgesamt 52 EU-Institutionen und
Agenturen für die Ausführung des EU-Haushaltsplans 2019
Entlastung erteilt werden kann.
 
In  seinen  Empfehlungen  spricht  sich  der  Haushaltskontrollausschuss  dafür  aus,  die
Entscheidung des Parlaments über die Entlastung der Konten der in Warschau ansässigen
Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) zu verschieben, mit dem
Argument,  dass  zusätzliche  Klärungen zu  einer  Reihe  von Fragen erforderlich  sind.  Der
Ausschuss empfiehlt auch, die Ausgaben des Europäischen Rates und des Ministerrates nicht
abzusegnen, da diese Institutionen dem Parlament wiederholt nicht die dafür notwendigen
Zahlen und Informationen zur Verfügung stellen.
 
Die Abgeordneten des Haushaltskontrollausschusses schlagen vor, den Konten der anderen 49
Institutionen und Organe die Entlastung zu erteilen.
 
Die Debatte findet  am Dienstag statt,  die  Abstimmungsergebnisse sollen am Donnerstag
bekannt  gegeben werden.
 
Hintergrund
 
Das  Europäische  Parlament  ist  die  einzige  Entlastungsbehörde,  die  die  Ausgaben  des
jährlichen EU-Haushalts und des Europäischen Entwicklungsfonds überprüft. Am Ende eines
Haushaltsjahres kann es eine Entlastung erteilen, aufschieben oder verweigern, die für den
förmlichen Rechnungsabschluss erforderlich ist.
 
Aussprache: Dienstag, 27. April
 
Abstimmungsergebnisse: Donnerstag, 29. April
 
Verfahren: Entlastung
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https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20210319IPR00437/meps-approve-most-of-eu-s-accounts-but-postpone-their-decision-on-frontex


Weitere Informationen
Entlastung 2019 - Webseite
Sämtliche Berichte zur Haushaltsentlastung 2019
Kurzdarstellungen zur Europäischen Union: Haushaltskontrolle
EP-Hintergrundinformationen: „Discharge for 2019 budget – European Commission, executive
agencies and EDFs“ (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: „Discharge for 2019 budget – EU institutions other than the
European Commission“
EP-Hintergrundinformationen: „Discharge for 2019 budget – EU decentralised agencies and
joint undertakings“ (auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: “Discharge procedure for the EU Budget: Political scrutiny of
budgetary implementation”
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http://www.europarl.europa.eu/committees/de/cont/discharge-procedure/discharge-2019
http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/all-reports.html?orderBy=committee
http://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/31/budgetary-control
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690555
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690555
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690556
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690556
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690550
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282021%29690550
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282020%29649410
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI%282020%29649410


Weitere Tagesordnungspunkte 
 
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
- Kinderarmut in der EU, Debatte Mittwoch, Abstimmungsergebnis Donnerstag
 
- Rechtsstaatlichkeit in Malta, Abstimmungsergebnis Donnerstag
 
- Aktuelle Lage in Kolumbien, Debatte Mittwoch, Abstimmung Donnerstag
 
- Chinesische Sanktionen gegen Abgeordnete des Europäischen Parlaments, Debatte mit dem
EU-Außenbeauftragten, Debatte Dienstag
 
- Beziehungen EU-Indien, Debatte Donnerstag, Abstimmung ??
 
- Freiwilliges Partnerschaftsabkommen EU/Honduras - Empfehlung und Bericht: Karin Karlsbro,
Abstimmung Montag
 
- Chemische Rückstände in der Ostsee, auf der Grundlage der Petitionen Nr. 1328/2019 und
Nr. 0406/2020 gemäß Artikel 227 Absatz 2 der Geschäftsordnung - Entschließungsantrag,
Abstimmung Montag
 
-  Mehrjähriger  Bewirtschaftungsplans  für  Roten  Thun  im  Ostatlantik  und  im  Mittelmeer,
Giuseppe  Ferrandino,  Debatte  Montag
 
- Bodenschutz, Parlamentarische Anfragen zur mündlichen Beantwortung, Debatte Montag
 
-  Umsetzungsbericht  über  die  Aspekte  der  Straßenverkehrssicherheit  im  Paket  zur
Verkehrssicherheit,  Benoît  Lutgen,  Abstimmung  Montag
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